
Sicherheit – ohne uns geht nichts
Sommerferien – ich bin ge-
spannt, mit welchen Themen 
das Sommerloch gefüllt wird. 
Wenn Sie das lesen, sind wir 
vermutlich etwas klüger, weil 
wir das schon hinter uns haben. 
Während sich viele auf den 
Sommerurlaub freuen und in 
Gedanken bei der Gestaltung 
dessen sind, ist die Bundes- und 
Landestarifvertretung in die 
Planungen zur Tarifrunde 2021 
vertieft. 

	< Gehaltserhöhung

Für Beschäftigte, die in einer 
Entgeltgruppe eingestellt wer-
den, in der gesamten Berufszeit 
dort bleiben und nur wenige 
kleine Stufenzuwächse erhal-
ten, sind Gehaltserhöhungen 
die einzige Möglichkeit, um 
mehr Geld zu verdienen. Die Er-
wartungen sind hoch, insbe-
sondere deshalb, weil damit 
unmittelbar die spätere Rente 

verbunden ist, deren Renten-
beiträge sich aus dem Gehalt 
errechnen. Mit jeder Gehaltser-
höhung steigen auch die Sozial-
abgaben. Unter dem Strich 
bleibt weniger als man denkt. 
5 Prozent, das wäre traumhaft. 
Aber die Abschlüsse in anderen 
Tarifbereichen lagen im Schnitt 
bei weniger als 2 Prozent, im 
öffentlichen Dienst, bei den 
Kommunen und dem Bund bei 
circa 1,8 Prozent.

	< Keine Herabgruppierungen

Was mich besonders beschäf-
tigt, ist die Ansage der Tarifge-
meinschaft deutscher Länder 
(TdL), die eine Neudefinition 
des sogenannten Arbeitsvor-
gangs und dadurch die Eingrup-
pierung, letztendlich die Höhe 
des Entgelts bei Beschäftigten 
reduzieren will. Laut TdL soll es 
keine Tarifeinigung geben, 
wenn wir nicht unsere Zustim-
mung zu Verschlechterungen 
bei der Eingruppierung geben. 
Ich rechne mit einer harten 
Auseinandersetzung. Gründe 
für eine Herabgruppierung 
kann ich in der Polizei nicht er-
kennen, aber viele für Höher-
gruppierungen. 

	< Mehr Personal

Die DPolG fordert seit Jahren 
mehr Personal und damit auch 
mehr Tarifpersonal. In der letz-
ten Legislaturperiode wurden 
über 600 Neustellen im Nicht-
vollzug geschaffen und 900 im 
Vollzug. Das war sicher ein Er-
folg. Aber täglich spüren wir, 
dass das Personal im Tarifbe-
reich nicht ausreicht. Wir for-
dern weitere 500 Stellen!

	< Aufhebung der Stellen­
besetzungssperre

Nahezu täglich verabschieden 
sich Kolleginnen und Kollegen. 
Einige gehen in den wohlver-
dienten Ruhestand, andere keh-

ren uns den Rücken, weil sie an-
derswo mehr verdienen. Umso 
wichtiger ist es, dass jede Stelle 
sofort wieder besetzt werden 
kann. Bisher ist das in der Poli-
zei gelungen. Wir kämpfen für 
eine endgültige Abschaffung 
dieser unsinnigen Stellenbeset-
zungssperre.

	< Neue höherwertige 
Tarifstellen

Mit der Personalforderung for-
dern wir auch Stellen, die höher 
eingruppiert sind. Und wir for-
dern, dass diese höhere Be
zahlung auch denen zugute-
kommt, die bereits bei uns 
arbeiten. Deshalb fordern wir 
Aus- und Fortbildungsmaßnah-
men für all diejenigen Beschäf-
tigten, die sich auf neu ge
schaffene Stellen bewerben 
möchten. Wir empfinden es 
nur als gerecht, wenn diejeni-
gen, die bisher schon den 
Karren gezogen haben, von 
Verbesserungen profitieren. 

	< Gerechte Eingruppierung

Was ist schon gerecht? Zu un-
seren zentralen Forderungen 
zählte schon immer ein Tarif-
vertrag, der die besonderen Tä-
tigkeiten der Polizei-Tarif-Be-
schäftigten berücksichtigt. Eine 
Bürofachkraft, die man mit an-
deren Verwaltungsbereichen 
vergleichen könnte, verrichtet 
andere Tätigkeiten, unter ande-
ren Rahmenbedingungen und 
unter anderen Belastungen.

Die Polizei-Tarif-Beschäftigten 
sind Teil des Teams „Polizei“. 
Deren Tätigkeiten greifen wie 
ein Zahnrad in ein anderes, 
ohne dieses die Maschine „Poli-
zei“ nicht läuft. 

Wir fordern, dass Tarifparteien 
und die Politik anerkennen, 
dass sich alleine der Schreibvor-
gang wesentlich verändert hat. 
Waren es früher Kassettenre-

korder, ist es heute die Sprach-
datei. Und es ist nicht die 
Schreibmaschine, sondern mo-
derne Computer mit umfang-
reicher Software, die besonde-
re Kenntnisse erfordern. Der 
technische Fortschritt und an-
wachsende Stand der Technik 
ist enorm, ebenso die Anforde-
rungen an die Beschäftigten im 
Technikbereich.

	< Wir brauchen die Solidari­
tät der Beamtinnen und 
Beamten 

Auch wenn die Tätigkeiten der 
Tarifbeschäftigten in der Polizei 
von denen anderer Verwal-
tungsbereiche abweichen, un-
terscheiden wir uns äußerlich 
meist nicht. Die Arbeitsklei-
dung gleicht oft der anderer 
Verwaltungen. Wir brauchen 
deshalb die Unterstützung des 
Polizeivollzugs, der sich bei Pro-
testaktionen mit Uniform zeigt, 
um deutlich zu machen, zu wel-
chem Team wir gehören. Dabei 
heißt: Solidarität und Unter-
stützung aufgrund der Systema-
tik von Besoldungserhöhungen, 
dass man immer auch für sich 
selbst kämpft. Schließlich ist 
das Ergebnis der Einkommens-
runde auch die Grundlage von 
Besoldungserhöhungen der Lan-
des- und Kommunalbeamten. 
Lasst uns gemeinsam für Ver-
besserungen kämpfen: „Ihr für 
uns und Wir für Euch. Sicher-
heit – ohne uns geht nichts.“

Edmund Schuler, 
Stellvertretender Landes- 

vorsitzender und Landestarif- 
beauftragter
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Traumatisierte Polizeibeschäftigte
Therapeutische Behandlung muss besser werden!

Die psychischen und physischen Belastungen im 
Polizeidienst sind erheblich. Das gilt besonders für 
Bereiche mit Verletzten und gegebenenfalls Toten, 
beziehungsweise wenn bei der Sachbearbeitung 
entsprechende Belastungen entstehen. Dazu ge-
hören auch Widerstände, Gewaltdelikte bis hin 
zum Schusswaffengebrauch. Das gilt aber auch 
ganz besonders für die Sachbearbeitung von 
Missbrauch und Kinderpornografie. 

Leider muss der stellvertreten-
de Landesvorsitzende Daniel 
Jungwirth hierzu feststellen, 

dass die Fürsorge und Gesund-
heitsfürsorge des Landes und 
des Innenministeriums hier 

Tag des öffentlichen Dienstes
Am 23. Juni 2021 war der 18. internationale Tag 
des öffentlichen Dienstes. Dazu erklärte Innen
minister Strobl, dass sein Dank den Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes für ihr Engagement und 
ihren Einsatz für unser aller Wohl gelte. Sie wür-
den höchsten Respekt verdienen. Umso mehr 
würde es ihn ärgern, wenn den Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst die Anerkennung für ihr Enga-
gement versagt werde.

Recht hat der Innenminister. 
Wir verdienen höchsten Res-
pekt. Wir ärgern uns mit ihm, 
dass die Landesregierung den 
Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst die Anerkennung für ihr 
Engagement versagt! 

Für die DPolG forderte Nata-
scha Hildenbrand, Mitglied im 
Geschäftsführenden DPolG 
Landesvorstand und Beauf-
tragte für den Verwaltungs-
dienst, endlich Maßnahmen. 
„Von verbalem Dank haben wir 
genug. Es wird Zeit, dass die 
Beschäftigten, und zwar alle 
– Verwaltungsbeamte, Tarifbe-
schäftigte und Polizeibeamte –  
endlich einmal etwas davon 
spüren. Am besten im Geld-
beutel. Es ist doch hanebü-
chen, wenn derjenige, der uns 
eine Kennzeichnungspflicht 
und ein Landesantidiskriminie-
rungsgesetz verordnet, über 
Wertschätzung, Vertrauen, 
Gewalt gegen Beschäftigte im 
öffentlichen Dienst und Res-
pekt referiert, aber als Teil der 
Regierung untätig bleibt.“�
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	< Info

Der Tag des öffentlichen 
Dienstes wurde von den Ver-
einten Nationen im Jahr 2003 
ins Leben gerufen. In Baden-
Württemberg steht er für die 
Arbeit von rund 600 000 
Menschen, die in ganz unter-
schiedlichen Bereichen im 
öffentlichen Dienst des Lan-
des tätig sind. Und das 365 
Tage im Jahr, 24 Stunden am 
Tag – zu jeder Minute, in jeder 
Sekunde, Tag und Nacht.
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Aufstieg in den gehobenen 
Polizeivollzugsdienst 2021
DPolG fordert mehr Aufstiegsplätze

Es ist ein Dauerbrenner in der 
DPolG-Arbeit. In den vergange-
nen zehn Jahren erfolgten 
weitaus mehr Einstellungen im 
mittleren Dienst als Aufstiegs-
plätze zur Verfügung stehen. 
Die Zahl der potenziellen Auf-
stiegsbeamt(inn)en steigt und 
die Chancen nehmen ab. Durch 
die Kritik der DPolG und deren 
Engagement im Hauptperso-
nalrat ist es gelungen, für das 
Jahr 2021 eine Erhöhung der 

Studienplätze um 25 Prozent 
zu erreichen. Anstatt 200 
Beamt(inn)en werden 240 Kol-
leg(inn)en des mittleren Diens-
tes ein Studium beginnen 
können. Berthold Kibler, Be-
zirksvorsitzender der Hoch-
schule für Polizei (HfPol), dazu: 
„Uns ist das weiterhin zu we-
nig. Ob SPD-Minister oder 
CDU-Minister. In den vergan-
genen zehn Jahren hat sich 
kaum etwas verändert. Die 

Chancen für sogenannte Regel-
aufsteiger sind zu gering. Es 
warten mehrere Tausende auf 
einen Aufstiegsplatz.“

Insgesamt wurden damit 480 
Kolleg(inn)en für den Aufstieg 
in den gehobenen Dienst 
zugelassen. Dabei ist zu be-
rücksichtigen, dass die Kol-
leg(inn)en in 2021 nur mit 
dem Studium beginnen, die 
Absolvent(inn)en der QL-Lehr-
gänge aber im Jahr 2021 den 
Aufstieg abschließen. Für die 
DPolG bleiben diese Aufstiegs-

möglichkeiten weit hinter den 
Erwartungen zurück – da 
muss endlich mehr gehen! �

Zulassungen zum Studium 2021 (Gesamt 200 + 40 = 240)

AA FR HN KA KN LB MA OG PF RT RV S UL Ein-
satz

PTLS 
Pol

HfPol LKA LfV

10 18 10 15 12 11 16 10 10 19 7 23 10 21 1 3 3 1

+2 +3 +3 +3 +2 +3 +3 +3 +2 +4 +2 +3 +2 +4 +1

12 21 13 18 14 14 19 13 12 23 9 26 12 25 1 3 4 1

Aufstiegsmöglichkeiten insgesamt (480)

PP AA FR HN KA KN LB MA OG PF RT RV S UL Ein-
satz

PTLS 
Pol

HfPol LKA LfV

Studium 12 21 13 18 14 14 19 13 12 23 9 26 12 25 1 3 4 1

QL 17 12 22 16 11 12 28 11 17 20 10 22 21 12 2 7

Gesamt 29 33 35 34 25 26 47 14 29 43 19 48 33 37 3 10 4 1

bislang versagt. „Wer profes-
sionelle Hilfe und eine psycho-
logische wie auch therapeuti-
sche Behandlung sucht, ist 
meistens auf sich allein ge-
stellt. Es gibt Listen mit An-
schriften von Therapeuten 
oder man sucht selbst Kon-
taktadressen, um dann festzu-
stellen, dass es keine Behand-
lungsplätze gibt. In den 
meisten Fällen sind die Kol-
leg(inn)en völlig alleingelassen.“

Dabei wissen wir alle, dass 
psychische Erkrankungen in-

nerhalb der Gesellschaft zu-
nehmen. Das Gesundheits-
system ist hier am Boden und 
selbst erkrankt. Kliniken sind 
voll, freie Ärzte und Thera-
peuten haben volle Auftrags-
bücher, Termine gibt es erst 
in Monaten. Dabei wäre eine 
schnelle Hilfe dringend gebo-
ten.

Jungwirth: „Wir schicken täg-
lich Kolleg(inn)en in Situatio-
nen oder beauftragen sie mit 
Ermittlungen, von denen wir 
vorab wissen, dass eine Er-

krankung wahrscheinlich ist. 
Aber dann haben verdammt 
noch mal das Innenministeri-
um und die Politik die Aufga-
be, für eine Gesundung und 
Behandlung zu sorgen!“ 
Daniel Jungwirth sieht in ei-
ner engeren Zusammenar-
beit mit der Unfallkasse BW 
eine Lösung, die in ihrem Sys-
tem innerhalb von 14 Tagen 
Behandlungen garantieren. 
Wichtig ist: „Die betroffenen 
Kolleg(inn)en brauchen eine 
schnelle und die beste Be-
handlung, die möglich ist!“�
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Im Gespräch mit der FDP/DVP-Landtagsfraktion 
FDP sieht sich an der Seite der Polizei

Die Deutsche Polizeigewerk-
schaft (DPolG) und die FDP/
DVP-Landtagsfraktion pflegen 
seit vielen Jahren gute und 
freundschaftliche Beziehun-
gen. Der Landesvorsitzende 
Ralf Kusterer hat dabei die gu-
ten Kontakte aus seiner dama-
ligen Zeit als Landesvorsitzen-
der der JUNGEN POLIZEI mit 
den JUNGEN LIBERALEN der 
FDP beibehalten. Der damalige 
JULI-Vorsitzende Michael 
Theurer ist heute Landesvor
sitzender der FDP und stellver-
tretender Fraktionsvorsitzen-
der der Bundestagsfraktion. 
Sein damaliger Nachfolger bei 
den JULIS, Dr. Jan Havlik, ist 
heute Pressesprecher der FDP/
DVP-Fraktion im Landtag. Ab-
gesehen davon, dass der FDP-
Fraktionsvorsitzende Rülke wie 
Kusterer aus Pforzheim kommt.

Mit einem Spitzengespräch 
nach den Landtagswahlen 
knüpfte man jetzt an die in-
tensiven Gespräche vor der 
Wahl an, wobei der DPolG-Lan-
desvorsitzende keinen Hehl 
daraus machte, dass ihm eine 
„Deutschland-Koalition“ im 
Ergebnis lieber gewesen wäre, 

als eine Landesregierung mit 
der CDU als Juniorpartner, die 
sich dem linken Flügel der Grü-
nen unterwirft.

An dem Treffen mit der FDP/
DVP-Fraktion nahmen für die 
DPolG der Landesvorsitzende 
Ralf Kusterer, Dirk Preis (stell-
vertretender HPR-Vorsitzender 
und Mitglied im Geschäftsfüh-
renden Landesvorstand), Sarah 
Leinert, Justiziarin und Ge-
schäftsführerin der DPolG 
Baden-Württemberg, sowie 
Rolf Fauser, Landesbeauftragter 
für die Kriminalpolizei, teil. Von 
der FDP/DVP-Landtagsfraktion 
nahm der Fraktionsvorsitzende 
Dr. Hans-Ulrich Rülke, die stell-
vertretende Fraktionsvorsitzen-
den Julia Goll (Polizeisprecherin) 
und Nico Weinmann (Sprecher 
für Rechtspolitik, Medien, Kom-
munales und Bevölkerungs-
schutz), der Abgeordnete 
Daniel Karreis (Sprecher für 
Digitalisierung, Klimaschutz 
und Glücksspiel) sowie Dr. 
Timur Lutfullin (Parlamentari-
scher Berater) teil. Die Ab
geordnete/n Goll, Weinmann 
und Karreis gehören dem In-
nenausschuss des Landtags an.  

Deutliche Kritik übte der Frak-
tionsvorsitzende Rülke an In-
nenminister Strobl. „Die von 
der Landesregierung ange-
strebte Kennzeichnungspflicht 
ist eine offene Kriegserklärung 
an die Polizei. Und als Berlin 
vor einem Jahr als erstes Land 
ein Antidiskriminierungsgesetz 

beschloss, wollte Strobl keine 
Polizisten mehr nach Berlin 
entsenden. Nun führt er genau 
ein solches Gesetz in Baden-
Württemberg ein.“ Die CDU 
Baden-Württemberg habe da-
mit jegliche Glaubwürdigkeit 
verspielt. Im Grunde sei man 
über die Zusage des CDU-Lan-
desvorsitzenden bei den Koali-
tionsgesprächen erschrocken 
gewesen und hätte nicht im 
Ansatz an eine solche Zusage 
der CDU geglaubt. 

Ralf Kusterer hob die seit vie-
len Jahren guten und freund-
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„
Die FDP-Fraktion 

steht fest an der Seite 
der Polizeibeschäftig-
ten im Land.

“
 

Dr. Hans-Ulrich Rülke 
Fraktionsvorsitzender

<	 Rolf Fauser, Ralf Kusterer, Julia Goll, Dr. Hans-Ulrich Rülke, Dirk Preis, Sarah Leinert (von links).
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schaftlichen Beziehungen 
zwischen der DPolG und der 
FDP/DVP-Fraktion hervor. Die 
FDP/DVP-Fraktion greife regel-
mäßig Fachthemen auf, die 
zwar nicht immer schlagzeilen-
trächtig seien, aber wichtige 
Grundlagen für die Arbeit der 
Polizeigewerkschaft lieferten. 
Kusterer hob auch den im letz-
ten Jahr von der FDP/DVP-
Fraktion eingebrachten Antrag 
hervor, mit dem in den kom-
menden Jahren ein fester 
Einstellungskorridor bei An-
wärterinnen und Anwärtern 
verankert werden sollte. „Es ist 
bezeichnend, dass CDU und 
Grüne im Landtag diesen An-
trag abgelehnt haben, nur, weil 
er von einer Oppositionsfrakti-
on kam. Dabei hätte die Polizei 
diese personelle Planungssi-
cherheit für die nächsten Jahre 
gut gebrauchen können.“ Tat-
sache ist, dass eine Festlegung 
der Einstellungszahlen im Koa-
litionsvertrag ausgespart und 
wie alles andere unter Haus-
haltsvorbehalt gestellt wurde. 
Der Antrag der FDP damals 
hätte uns helfen können. Und 
die Wahrheit ist, dass die Stim-
men damals auch ohne Grü-
nen gereicht hätten.

Julia Goll, innenpolitische 
Sprecherin und Vorsitzende 
des Arbeitskreises Innen und 
Digitalisierung der FDP/DVP-
Fraktion, unterstrich die Hal-
tung der Liberalen zur Kenn-
zeichnungspflicht und dem 
Antidiskriminierungsgesetz. 

„Nach den Antworten des In-
nenministeriums auf eine An-
frage der FDP ist klar, dass wir 
schon allein deshalb die Kenn-
zeichnungspflicht nicht brau-
chen, weil für den Bereich, für 
den sie gelten soll, es in den 
vergangenen Jahren keinen 
einzigen Fall gab, in dem die 
Identität eines Polizisten nach 
einer Beschwerde nicht ermit-
telt werden konnte. Und ein 
spezielles Landesantidiskrimi-
nierungsgesetz für den öffent-
lichen Bereich ist schon des-
halb überflüssig, weil die 
öffentlich Bediensteten bereits 
nach dem Grundgesetz zur dis-
kriminierungsfreien Gleichbe-
handlung verpflichtet sind und 
dies durch das geltende Diszi-
plinarrecht gewährleistet wird. 
Kennzeichnungspflicht und 
Landesantidiskriminierungs
gesetz sind eine nicht akzep-
table Misstrauenserklärung 
gegenüber den eigenen Be-
diensteten.“

Dirk Preis, der zugleich Bezirks-
vorsitzender des Beamtenbun-
des in Nordbaden ist, machte 
deutlich, dass es nicht nur um 
die Polizei, sondern um den 
ganzen öffentlichen Dienst 
geht. „Ich habe den Eindruck, 
dass weder der Städte- noch 
der Gemeindetag das im Blick 
haben. Das ist nicht nur ein 
Affront auf die Polizei, sondern 
auf alle, die im Dienste der 
Bürger(innen) arbeiten.“ Aber 
für Preis ist es nicht nur wich-

tig, sich diesen beiden Themen 
zuzuwenden, sondern die offe-
nen Flanken und Defizite der 
Sicherheitspolitik offenzulegen 
und dagegen anzukämpfen. 
Die Sicherheitslöcher sind laut 
Preis erheblich und belasten 
die Sicherheit der Bürger(in-
nen).

Wo es in der täglichen Polizei-
arbeit hapert, machte Rolf 
Fauser beispielhaft deutlich. 
Besonders in der digitalen Aus-
stattung gibt es großen Nach-
holbedarf. Dies gelte sowohl in 
der individuellen Ausstattung 
der Polizeibeamten(innen) mit 
dienstlichen Smartphones, die 
im Grunde ein Ferrari mit ei-
nem kleinen Fiatmotor sind 
und nicht wirklich einen prak-
tischen Nutzen bringen, aber 
auch für die Bandbreite der Da-
tenübertragung innerhalb der 
Polizei. „Die Leitungsgeschwin-
digkeiten sind so gering, dass 
im internen Polizeinetz oft-
mals nicht viel funktioniert“, 
berichtete Fauser. Und er be-
lässt es dabei nicht nur bei 
markigen Sprüchen, sondern 
belegt dies an einer Vielzahl 
von Beispielen. Die Erkenntnis, 
dass er beim sorgfältigen An-
bringen eines Werkzeugs in 
Form einer Zange zu einer we-
sentlichen Verbesserung der 
Übertragungsrate an einem 
Moda führe, ist dabei eher 
noch ein Schmankerl für die 
Politik. 

Dem pflichtete Nico Wein­
mann, rechtspolitischer Spre-
cher der FDP/DVP-Fraktion, 
bei. Er habe vor einiger Zeit 
eine Anfrage zum Stand der 
„digitalen Polizei“ in seinem 
Wahlkreis Heilbronn gestellt. 
Die Antworten aus dem Hause 
von Innenminister Strobl, 
selbst einem Heilbronner, zeig-
ten durchaus Verbesserungs-
bedarf. „Doch ist dies beispiel-
haft für die Art und Weise der 
Politik von Herrn Strobl. Dabei 
wird ausschweifend und in 
blumigen Worten bei jedem 
Thema gesagt, dass die Situati-
on in Baden-Württemberg 
‚spitze‘ sei, bisweilen sogar im 
weltweiten Vergleich. Aber 
wenn man dann genau hinter 
die Fassade blickt, stellt man 
fest, dass es an sehr vielen 
Ecken und Enden hapert. Das 
zeigt sich auch im Unterschied 
zur FDP-Fraktion, weil wir eine 
Politik wollen, die die echten 
Probleme benennt und sie 
dann auch löst.“

Fazit: Das mehrstündige Ge-
spräch am Freitagnachmittag 
des 23. Juli 2021 endete mit der 
Zusage der FDP/DVP-Landtags-
fraktion, die Arbeit der Deut-
schen Polizeigewerkschaft zu 
unterstützen und damit dazu 
beizutragen, die Defizite in der 
Polizeiarbeit ungeschönt offen-
zulegen und die Polizeibeschäf-
tigten zu helfen. Dazu seien be-
reits umfangreiche 
Landtagsanfragen und Initiati-
ven in Vorbereitung. �
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Starker Rechtsstaat braucht mehr 
Personal und eine technische 
Ausstattung auf höchstem Niveau 
„Der Justiz und der Polizei ge-
bührt großer Dank bei der Auf-
arbeitung der Krawallnacht in 
Stuttgart und nicht nur Lippen-
bekenntnisse für mehr Personal 
und eine bessere technische 
Ausstattung.“ Das stellte der 
stellvertretende Landesvorsit-
zende der DPolG, Oliver Auras, 
mit Blick auf den Antrag der 
CDU-Fraktion fest: „Klare Kante 
von Justiz und Rechtsstaat.“

Wie wichtig ein starker Rechts-
staat als zentraler Pfeiler der 
freiheitlich-demokratischen 

Werteordnung ist, kann der 
Bürger jeden Tag in den Medi-
en nachverfolgen. Und das ist 
nur ein kleiner Teil dessen, was 
Justiz und Polizei täglich leis-
ten. Dabei gehört es zu den 
Wahrheiten, dass neue Geset-
ze kein Allheilmittel sind und 
oft als politische Ausreden, für 
mehr Personal und eine techni-
sche Ausstattung auf höchs-
tem Niveau, dienen. 

Die im Ländervergleich kargste 
Personalausstattung im Justiz-
vollzug und bei der Polizei 

zeigt bei steigenden Gefange-
nenzahlen und einer steigen-
den Kriminalität, wie sträflich 
in der Vergangenheit mit dem 
Thema Innere Sicherheit um-
gegangen wurde. Dabei stellt 
Auras fest, dass es nicht ausrei-
che, einen kleinen Personalzu-
wachs vorzunehmen, wie bei 
der Polizei, die immer noch mit 
92 Prozent des zugedachten 
Personals arbeitet. Auras: „Wir 
brauchen auch mehr Richter 
und Staatsanwälte, damit der 
Rechtsstaat handlungsfähig 
bleiben kann.

Die besten Gesetze nützen 
nichts, wenn diese nicht inner-
halb eines überschaubaren 
Zeitrahmens ordentlich voll
zogen werden“.�
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Individualisierende Kennzeichnungspflicht 
„Jeder Polizeibeschäftigte und mittlerweile ein 
Großteil der Bevölkerung weiß, dass die Deut- 
sche Polizeigewerkschaft dagegen ist.“ Das stellt 
Jürgen Engel, stellvertretender Landesvorsitzen-
der, beim Thema Kennzeichnungspflicht fest und 
ergänzt: „Wir werden bis zum Schluss versuchen, 
diese zu verhindern.“ 

? Wann kommt die neue 
Kennzeichnung?

Nach unseren Informationen 
soll die erweiterte Kennzeich-

nung von Einheiten, wie die 
der Bereitschaftspolizei und 
beim PP Mannheim, PP Karls-
ruhe und PP Stuttgart im 
3. oder 4. Quartal 2022 einge-

führt werden. Dabei hängt das 
vom Gesetzgebungsverfahren, 
der Haushaltslage und vielen 
logistischen Aufwänden (unter 
anderem Näharbeiten) genau-
so ab, wie vom Vergabeverfah-
ren und Ausschreibungen.

?Wie ist das in  
Deutschland?

Fünf Länder haben eine aus-
schließliche Frontkennzeich-
nung. Zwei Länder haben eine 
Kombination aus Rücken und 
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Frontkennzeichnung. Drei Län-
der haben eine ausschließliche 
Rückenkennzeichnung. Der 
Bund und fünf weitere Länder 
(plus BW) haben derzeit kei-
nerlei Individualkennzeich-
nung. 

? Wie soll die Kenn­
zeichnung erfolgen?

Derzeit gehen wir von 
einer fünfstelligen 
Nummer aus, die nach 
Zufall ermittelt wird 
und Buchstaben für 
das Bundesland (BW) 
erhalten soll. Jede(r) 
Einsatzbeamte(in) soll 
drei Kennzeichen er-
halten. Die Anbrin-
gung soll entweder 
auf dem Einsatzanzug 

oder dem Einsatzoverall 
erfolgen. Ebenso soll der 
Regenschutz/die Überwurf
jacke, die Körperschutzaus-
stattung sowie die taktische 
Einsatzweste bei der Anbrin-
gung beachtet werden. Ver-
mutlich wird es eine Art 

Klettverschlussanbringung 
geben.

?Wie soll das administriert 
werden?

Der Aufwand für die jeweili-
ge Nummernanbringung ist 

enorm. Schließlich muss er-
fasst werden, welche ange-
bracht wird. Wir rechnen 
mit umfangreichen Daten-
banklösungen, bei der eine 
Vielzahl an Datenschutzbe-
stimmungen zu beachten 
sind. 

?Welche Umsetzungs­
planungen gibt es?

Wie immer wird da- 
für ein Projekt mit  
einer Geschäftsstelle 
eingerichtet, das sich 
auch mit Rechtsfragen 
(wir gehen davon aus, 
dass das Beamtenge-
setz geändert wer- 
den muss) und der 
Kostenfrage befassen 
muss.�

Gemeinschaftsveranstaltungen in der Polizei
In den vergangenen Wochen 
ist die Inzidenz stark gesunken. 
Teilweise einstellig, aber auf 
jeden Fall geringer als die ma-
gischen Zahlen aus der Bun-
desnotbremse. Das gesell-
schaftliche Leben war geprägt 
von einer 
Vielzahl an 
Lockerun-
gen. Die drei 
(Genesen, 
Geimpft, 
Getestet) 
spielen 
meist keine 
Rolle mehr. 
Zusammen-
künfte, Fest-
lichkeiten, 
Hochzeiten, 
Kongresse, Parteitage sind bis 
zu einer Größenordnung von 
mehreren Hundert Personen 
zulässig. Im Freien, ist das Le-
ben fast schon wieder auf dem 
Normalstand. Wer in einem 
Biergarten sitzt oder auf der 
Terrasse eines Cafés, erkennt 
zu früher kaum einen Unter-

schied – mit Ausnahme viel-
leicht der Maske beim Service-
personal. Selbst polizeiliche 
Veranstaltungen, wie Prüfun-
gen an der Hochschule für Poli-
zei, verlaufen in der Regel ent-
spannt. 

Für die Poli-
zei gilt in 
weiten Tei-
len die Mas-
kenpflicht in 
den Dienst-
gebäuden 
und aus Vor-
bildgründen 
auch im 
Streifen
wagen und 
bei Auftrags-

erledigungen im Freien. Dabei 
dürfte der Wunsch nach Locke-
rungen auch hier nachvollzieh-
bar sein.

Seit Wochen erhalten wir An-
fragen zur Durchführung von 
Gemeinschaftsveranstaltun-
gen, sogenannten Betriebsaus-

flügen. Veranstaltungen, die 
sicher gerade nach den vergan-
genen Monaten von großer Be-
deutung für die Teams der Poli-
zei sind. Fehlanzeige. Auf diese 
Lockerungen warten die Kolle-
ginnen und Kollegen (zumin-
dest Anfang August noch). Da-
bei ist kaum ein Unterschied 
zu den verschiedensten priva-
ten Veranstaltungen erkenn-
bar. Privat geht alles – aber 
Arbeitszeit gibt es nicht. 

Es gibt Dinge, die kann man 
nicht in Stuttgart festlegen. 
Zumindest macht es wenig 
Sinn. Dafür würde es Sinn ma-
chen, wenn diese Entscheidun-
gen in die Hand der Polizeiprä-
sidien gelegt werden würden; 
in Abhängigkeit der regionalen 
Corona-Entwicklungen und der 
vorgesehenen Veranstaltungs-
planungen. Zumal die Beschäf-
tigten durchgeimpft sein dürf-
ten. Weil die Mehrzahl der 
Ausflüge im Freien stattfinden, 
zumindest die meisten Pro-
grammpunkte.

Dazu meint Andreas Herzog 
vom Bezirksverband Konstanz 
und Mitglied im Hauptperso-
nalrat: „In den vergangenen 
Wochen hätte es die Situation 
erlaubt, solche Veranstaltun-
gen durchzuführen. Wir sollten 
nicht warten, bis die Zahlen 
wieder steigen. Solche Veran-
staltungen haben auch in un-
serem Team eine große Wir-
kung. Wer das nicht gestattet, 
sollte mit einem Tag Sonderur-
laub zeigen, dass es nicht um 
die Stunden geht.“�
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Sonderurlaubs- beziehungsweise 
Arbeitsbefreiungsregelungen für 
Katastrophen gefordert
Wie so oft scheint Bundes
innenminister Horst Seehofer 
wieder meilenweit dem Lan-
desinnenminister davonzulau-
fen. „Nicht leere Worte und 
Lobhudeleien, sondern Taten 
sind gefragt. Das, was im Bund 
gilt, brauchen wir auch bei 
uns,“ so die Landesfrauenbe-
auftragte Marion Rothmund.  
Das Bundesinnenministerium 
hat aus aktuellem Anlass für 
die Bundesbeschäftigten eine 
Regelung zur Gewährung von 
Sonderurlaub beziehungsweise 
Arbeitsbefreiung anlässlich 
akuter Katastrophen wegen 
Hochwassers oder extremen 
Schneefalls neu gefasst und um 

den Anwendungsfall der Be-
wältigung der Katastrophenfol-
gen erweitert. Zudem werden 
für besondere Härtefälle eine 
Erweiterung der Arbeitsbefrei-
ungstage beziehungsweise 
Sonderurlaubstage ermöglicht.

Zur Sicherung des eigenen be-
drohten Eigentums und in an-
deren Fällen der vorüberge-
henden Verhinderung an der 
Arbeitsleistung infolge der 
akuten Katastrophe kann für 
die Tarifbeschäftigten im not-
wendigen Umfang Arbeitsbe-
freiung unter Fortzahlung des 
Entgelts von bis zu fünf Ar-
beitstagen gewährt werden. 

Bei Beamtinnen und Beamten 
kann in entsprechenden Fällen 
in gleicher Weise verfahren 
werden. Unter Sicherung des 
Eigentums ist auch das Eigen-
tum von Verwandten 1. Gra-
des zu verstehen (Eltern, 
Geschwister, Stiefeltern, Stief-
kinder, Pflegeeltern, Pflege
kinder). 

Zudem gilt eine Härtefallrege-
lung. So kann für Tarifbeschäf-
tigte in ganz besonderen Aus-
nahmefällen Arbeitsbefreiung 
unter Fortzahlung des Entgelts 
von weiteren bis zu 15 Arbeits-
tagen gewährt werden (insge-
samt 20 Arbeitstage). Bei Be-

amtinnen und Beamten kann in 
entsprechenden Fällen in glei-
cher Weise verfahren werden. 

Und auch das gilt im Bund: 
„Soweit in der Dienststelle, in-
folge der akuten Katastrophe 
kein Dienstbetrieb möglich ist, 
ist von einer Betriebsstörung 
auszugehen. Es gelten die von 
der Rechtsprechung (zu § 615 
BGB) entwickelten Grundsätze. 
Danach behalten Tarifbeschäf-
tigte, die ihre Arbeitsleistung 
anbieten, ihren Entgeltan-
spruch. Bei Beamtinnen und 
Beamten ist in diesem Fall von 
einem genehmigten Fernblei-
ben vom Dienst auszugehen.“�
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Erweiterung des Wegeschutzes/Unfallschutzes 
bei mobiler Arbeit und Homeoffice
Mit dem am 21. Mai 2021 im 
Bundesrat final beratenen 
Betriebsrätemodernisierungs
gesetz, BR-Drs. 422/21, hat der 
Bund den Unfallschutz der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer in der gesetzlichen Un-
fallversicherung um das mobile 
Arbeiten erweitert. Die Aus-
übung der dienstlichen Tätigkeit 
im Homeoffice oder einem ande-
ren Ort ist der Ausübung im Un-
ternehmen gleichgestellt. Auch 
der Weg vom Homeoffice zur 
Kinderbetreuungseinrichtung 
wird abgesichert. Diese neuen 
Regelungen der gesetzlichen Un-
fallversicherung gelten in Baden-
Württemberg ab Inkrafttreten 
der Änderungen im Siebten Sozi-
algesetzbuch unmittelbar für alle 
Tarifbeschäftigten des Landes 
und der Kommunen, die über die 
Unfallkasse Baden-Württemberg 
in der gesetzlichen Unfallver
sicherung abgesichert sind. 

Die DPolG Baden-Württemberg 
forderte mit Bekanntgabe des 
Gesetzes eine Anpassung der 
unfallfürsorgerechtlichen Rege-
lungen für Beamte, um eine 
sachliche, nicht gerechtfertigte 
Ungleichbehandlung zwischen 
den Statusgruppen zu verhin-
dern. Daniel Hoffmann, Mitglied 
im Geschäftsführenden Landes-
vorstand, hatte damals gefor-
dert, dass zukünftig im Fall von 
Unfällen abgesicherte Möglich-
keiten für moderne und digitale 
Arbeitsformen im öffentlichen 
Dienst geschaffen werden soll-
ten. „Aus unserer Sicht bedarf es 
einer schnellen Anpassung der 
unfallfürsorgerechtlichen Rege-
lungen im Landesbeamtenver-
sorgungsgesetz (LBeamtVGBW). 
Durch eine entsprechende An-
passung des § 45 LBeamtVGBW 
kann die Ausübung der dienst
lichen Tätigkeit im Homeoffice 
oder an einem anderen Ort un-

fallfürsorgerechtlich der Tätig-
keit in der Dienststelle gleichge-
stellt werden.“ Nach Auffassung 
der DPolG ist es dabei erforder-
lich, auch den Weg vom Home
office zur Kinderbetreuungsein-
richtung unfallfürsorgerechtlich 
zu schützen, wie das beim Weg 
in die Dienststelle ebenfalls ge-
geben ist. 

Das Finanzministerium teilt 
wohl die Auffassung und will 
noch dieses Jahr ein Gesetz auf 
den Weg bringen. Wichtig: Um 
einstweilen Ungleichbehand-
lungen oder rechtliche Grau
bereiche bis zum Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens zu 
vermeiden, wurden jetzt die 
obersten Dienststellen gebe-
ten, bereits im Vorgriff auf das 
zuvor genannte Gesetzge-
bungsverfahren die geplanten 
Änderungen im Einzelfall anzu-
wenden!

Allerdings, allein der Umstand, 
dass mobiles Arbeiten oder Ho-
meoffice unfallfürsorgerechtlich 
der Tätigkeit in der Dienststelle 
gleichgestellt wird, führt noch 
nicht dazu, dass mobiles Arbei-
ten im dienstrechtlichen Sinne 
erlaubt ist. �
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